
Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
23.04.2019

Tagesordnungspunkt
2.3

Vorlage-Nr:
VO/0079/19

Bezeichnung der Vorlage:

Bebauungsplan III-4B, Arsbeck - 
Auf dem Kamp, 2. 
Teilbebaungsplan / 1. Änderung
- Abwägung
- Satzungsbeschluss

Genehmigungsvermerk

Datum: 30.04.2019

Bürgermeister:

Gez. Stock
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Ö 14.05.2019 Ausschuss für Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe (2017)
Ö 09.07.2019 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 19.12.2017 den Aufstellungsbeschluss 
zum Bebauungsplan III-4B, Arsbeck – Auf dem Kamp, 2. Teibebauungsplan / 1. 
Änderung gefasst.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes III-4B, Arsbeck – Auf dem Kamp, 2. 
Teibebauungsplan / 1. Änderung ist der Anlage 1 der Beratungsvorlage zu 
entnehmen.

Ziel des Verfahrens ist die Angleichung der Gestaltungsvorschriften an den 
Bebauungsplan lll-4, Arsbeck - Auf dem Kamp durch Streichung der Festsetzungen
zur Lage von Einfriedungen auf den Grundstücken. 

Da es sich bei diesem Bebauungsplan um einen Plan nach § 13 Baugesetzbuch 
(BauGB) handelt, wurde dieser im vereinfachten Verfahren ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung aufgestellt. Ferner konnte vor diesem Hintergrund von einer 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der zeitgleichen Beteiligung der 
Träger abgesehen werden.

Der ausgearbeitete Bebauungsplanentwurf (Anlage 2) hat mit Begründung (Anlage 
3) in der Zeit vom 18.03.2019 bis einschließlich 26.04.2019 öffentlich ausgelegen. 
Gleichzeitig wurden die Träger öffentlicher Belange zur Abgabe von Stellungnahmen 
aufgefordert. 

Während dieses Verfahrensschritts wurde von Seiten der Träger öffentlicher Belange 
lediglich eine Stellungnahme abgegegen. Dieser sollte durch Aufnahme eines 
zusätzlichen Hinweises in die textlichen Festsetzungen entsprochen werden.
Seitens der Öffentlichkeit wurden im Rahmen der Offenlage des Planentwurfs keine 
Stellungnahmen abgegeben.

http://allriswebclient510.regioit-aachen.de/ai/si010_j.asp?YY=2018&MM=11&DD=05
http://allriswebclient510.regioit-aachen.de/ai/si010_j.asp?YY=2018&MM=12&DD=10


Als nächste Verfahrensschritte stehen nun die Abwägung der Stellungnahme 
(Anlage 4) und der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan III-4B, Arsbeck – Auf 
dem Kamp, 2. Teilbebauungsplan / 1. Änderung an.

Beschlussvorschlag: 
1. Der Ausschuss für Wohnen, Bauen, Umwelt und Verkehr empfiehlt dem Rat 

der Stadt Wegberg, er möge – unter Berücksichtigung der Ausführungen in der 
Anlage 4 – den von der Verwaltung vorgeschlagenen Beschlussempfehlungen 
hinsichlich der vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange, wie beschrieben, folgen.

2. Für den Fall, dass der Rat der Stadt im Sinne des Beschlussvorschlages Nr. 1 
entscheidet, wird dem Rat ferner empfohlen, den Bebauungsplan III-4B, 
Arsbeck – Auf dem Kamp, 2. Teilbebauungsplan / 1. Änderung in der ergänzten 
Fassung als Satzung beschliessen.

Der Bürgermeister wird beauftragt, den Beschluss öffentlich bekanntzumachen.

Ziel des Verfahren ist die Angleichung der Gestaltungsvorschriften an den 
Bebauungsplan III-4, Arsbeck – Auf dem Kamp durch Streichung der 
Festsetzungen zur Lage der Einfriedungen auf den Grundstücken im 
Bebauungsplan III-4B, Arsbeck – Auf dem Kamp, 2. Teilbebauungsplan / 1. 
Änderung.

Das Plangebiet des Bebauungsplan III-4B, Arsbeck – Auf dem Kamp, 2. 
Teilbebauungsplan / 1. Änderung liegt innerhalb der Gemarkung Arsbeck, 
zwischen den Straßen Auf dem Kamp im Norden, der Heiderstraße im Osten 
und der Kampstraße im Süden.  Die genaue Abgrenzung ist aus dem 
beigefügten Kartenausschnitt ersichtlich (Anlage 1).

Gemäß § 13 BauGB wurde dieser Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren 
ohne Durchführung einer Umweltprüfung sowie ohne frühzeitige Öffentlichkeits- 
und Trägerbeteiligung aufgestellt.

Die zu diesem Bebauungsplan gehörende Entwurfsbegründung wird als 
Entscheidungsbegründung in der Fassung von Januar 2019 übernommen.

Mit Bekanntmachung dieses Satzungsbeschlusses wird der Bebauungsplan III-
4B, Arsbeck – Auf dem Kamp, 2. Teilbebauungsplan / 1. Änderung rechtskräftig 
, zugleich wird der ursprüngliche Bebauungsplan, III-4B, Arsbeck – Auf dem 
Kamp, 2. Teilbebauungsplan ausser kraft gesetzt.

Grundlage für diese Beschlüsse sind die §§ 1, 10 und 13 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung (GO) für das Land 
Nordrhein-Westfalen, in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023) und § 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen – Landesbauordnung- (BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.08.2018 (GV.NRW S. 421/SGV. NRW. 232)



Die vorgenannten Rechtsvorschriften gelten in der zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses gültigen Fassung. 

Kosten und Finanzierung:
-keine-

Alternativen:
-keine-

Anlage/n:
1. Karte des Geltungsbereiches
2. Bebauungsplanentwurf III-4B, Arsbeck – Auf dem Kamp, 2. 

Teilbebauungsplan / 1. Änderung
3. Begründungsentwurf zum vorgenannten Bebauungsplan
4. Tabellarische Auswertung der Stellungnahmen aus der Offenlage

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Stever Stellv. FBL 301

Gez. Heilwagen FBL FB 301

Gez. Thies Techn. Beigeordn.
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Begründung zum Bebauungsplan III-4B, Arsbeck – Auf dem Kamp, 2. Teilbebauungsplan / 1. Änderung  Für das Neubaugebiet „Auf dem Kamp“ in Wegberg – Arsbeck gelten zwei Bebauungspläne. Der Bebauungsplan für den 1. Bauabschnitt aus dem Jahr 2006 hat die Bezeichnung Bebauungsplan III-4, Arsbeck – Auf dem Kamp. Bezogen auf Einfriedungen enthält er die Festsetzung, dass diese an Verkehrsflächen straßenseitig zu begrünen sind. Für den 2. Bauabschnitt wurde der Bebauungsplan III-4B, Arsbeck – Auf dem Kamp, 2. Teilbebauungsplan im Jahr 2014 beschlossen. Regelungen zu Einfriedungen der Grundstücke wurden hier in Form von zeichnerischen und textlichen Festsetzungen als Fortentwicklung zum 1. Bauabschnitt getroffen. In der Planzeichnung sind „von Einfriedungen freizuhaltende Flächen“ zeichnerisch festgesetzt. Hierbei handelt es sich um einen drei Meter tiefen Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und vordere Baugrenze. Dieser Bereich wird üblicherweise als Vorgarten genutzt. Bei Eckgrundstücken, die von zwei Verkehrsflächen tangiert werden, ist bisher festgesetzt, dass entlang der Längsseite der Grundstücke die „von Einfriedungen freizuhaltende Fläche“ in einer Tiefe von lediglich einem Meter begrenzt ist. Wie für den 1. Bauabschnitt gibt dieser Bebauungsplan ebenfalls Vorgaben zur straßenseitigen Eingrünung von Einfriedungen vor.  Seinerzeitige Zielsetzung war es, insbesondere die Vorgartenbereiche optisch in den Straßenraum zu integrieren. Eine Bepflanzung dieser Fläche war explizit zulässig. Hierdurch sollte ein offenes und begrüntes Straßenbild – ohne massive Abgrenzungen – entstehen. Bei Eckgrundstücken war ein Abrücken von Einfriedungen entlang der Längsseite der Grundstücke vorgesehen, um, neben der vorgenannten Zielsetzung, zugleich das Straßenraumprofil der auf das notwendige Maß ausgebauten Mischverkehrsflächen insbesondere für fahrradfahrende Kinder durch Einfriedungen nicht über Gebühr einzuschränken.  Der Rat hat sich stattdessen in seiner Sitzung am 19.12.2017 dafür ausgesprochen, einem CDU-Antrag vom 26.06.2017 auf Änderung des Bebauungsplanes zu entsprechen und im Sinne des Antrages der CDU-Fraktion „einengende Festsetzungen auf das absolut geringste mögliche Maß“ zu reduzieren, um so eine möglichst großzügige Flexibilität für die Bauherrenschaft bezogen auf die Positionierung von Einfriedungen zukünftig zu erreichen. In der, der Ratsitzung vorgelagerten, Fachausschusssitzung am 28.11.2017 haben sich die Ausschussmitglieder zugleich ausdrücklich dafür ausgesprochen, auch weiterhin die Regelung Einfriedungen entlang von Verkehrsflächen einzugrünen, beizubehalten. Somit bleiben derartige Festsetzungen von diesem Änderungsverfahren unberührt (Textliche Festsetzung Nr. 9.3 / erster Satz).   
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Schließlich wurde in der vorgenannten Ratsitzung beschlossen, die Verwaltung zu beauftragen, den Bebauungsplan III-4B, Arsbeck – Auf dem Kamp, 2. Teilbebauungsplan bezogen auf Regelungen zu Grundstückseinfriedungen zu ändern. Durch das durchzuführende Änderungsverfahren wird dieser Beschlusslage entsprochen.  Zukünftig unterliegen im Plangebiet Einfriedungen, bezogen auf ihre Lage auf den Grundstücken, damit keinerlei Regelungen, mit der Konsequenz, dass Vorgartenbereiche dann vollflächig (etwa mit Mauern, Stabgitterzäunen mit Kunststoffgeflecht, Bretterwänden oder vergleichbaren Materialien) zum Straßenraum eingefriedet werden können.  Gemäß § 13 BauGB kann ein Bebauungsplan im so genannten „Vereinfachten Verfahren“ geändert werden, wenn durch die Änderung die Grundzüge der Planung nicht berührt werden und keine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen nicht vorbereitet oder begründet wird sowie keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Belange des Umweltschutzes bestehen. Da es sich bei der im ursprünglichen Bebauungsplan festgesetzten „von Einfriedung freizuhaltende Flächen“ um eine gestalterische Festsetzung handelt und durch die beabsichtigte Streichung dieser Festsetzung die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, liegen die Voraussetzungen des § 13 BauGB vor. Die Änderung im „Vereinfachten Verfahren“ erfolgt ohne Durchführung einer Umweltprüfung und frühzeitigen Unterrichtung.    Wegberg, im Januar 2019    (Thies) Technischer Beigeordneter  
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Bebauungsplan III-4B, Arsbeck – Auf dem Kamp, 2. TB / 1. Änderung - Auslegung der Unterlagen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 18.03. bis einschließlich 26.04.2019 - Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen  Lfd. Nr Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellungnahme Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 1 Kreisverwaltung Heinsberg (Gesundheitsamt, Untere Bodenschutzbehörde, Untere Naturschutzbehörde, Untere Wasserbehörde) Keine Bedenken Kenntnisnahme Der Rat nimmt Kenntnis. 
2 Kreisverwaltung Heinsberg (Untere Immissionsschutzbehörde) Es bestehen keine Bedenken, wenn ein entsprechender Hinweis zum Umgang mit immissionsträchtigen Anlagen in den Bebauungsplan übernommen wird. Der Stellungnahme sollte Rechnung getragen und ein entsprechender Hinweis aufgenommen werden. Der Rat beschließt den nachfolgenden Hinweis ergänzend in den Bebauungsplan aufzunehmen:  „Geräuschimmissionen Die Errichtung und der Betrieb von Klima-, Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- und Wärmepumpen sowie Blockheizkraftwerken hat unter Beachtung des Leitfadens für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz – LAI (www.lai-immissionsschutz.de) zu erfolgen.“ 
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Lfd. Nr Bezeichnung der Behörde Inhaltliche Zusammenfassung der Stellungnahme Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 3 Kreisverwaltung Heinsberg (Brandschutzdienststelle) Gegen die Planungen bestehen seitens der Brandschutzdienststelle keine Bedenken. Es wird darauf hingewiesen, dass die Anforderungen zu Hydrantenabständen, zur Löschwasserversorgung, zur Erreichbarkeit von Feuerlösch- und Rettungsgeräten und –fahrzeugen und zum zweiten Rettungsweg zu erfüllen sind. 
Die Stellungnahme betrifft die Ausführungsplanung. Auswirkungen auf den Bebauungsplanentwurf ergeben sich nicht.  Der Rat nimmt Kenntnis. 
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